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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

(19. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Viehseuchengesetzes 

— Drucksache IV/3203 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Pohlenz 


I. Allgemeines 

Der von der Bundesregierung eingebrachte Ent- 
wurf eines Gesetzes zur Änderung des Viehseuchen- 
gesetzes wurde in der 175. Sitzung des Deutschen 
Bundestages vom 25. März 1965 dem Ausschuß für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten zur Beratung 
überwiesen. 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten hat sich in seiner Sitzung am 8. April 1965 
in Berlin mit der Vorlage befaßt. Der Ausschuß be- 
grüßt die Vorlage der Bundesregierung außer- 
ordentlich. Der Gesetzentwurf entspricht einmal dem 
in der 158. Sitzung des Deutschen Bundestages vom 
22. Januar 1965 — Drucksachen IV/2799, IV 2863 — 
ausgesprochenen Verlangen, die Tierseuchenbe- 
kämpfung bundeseinheitlich zu gestalten. Darüber 
hinaus sieht der Entwurf eine Anzahl von Bestim- 
mungen vor, die eine Anpassung an die moderne 
Tierseuchensituation und an neue rechtliche Gege- 
benheiten beinhalten. Ferner enthält der Entwurf 
die Ermächtigung, die tierseuchenrechtlichen Vor- 
schriften den Bestimmungen der Richtlinie des Rats 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft vom 
26. Juni 1964 zur Regelung viehseuchenrechtlicher 
Fragen beim innergemeinschaftlichen Handelsver- 
kehr mit Rindern und Schweinen anzupassen. 

Der angestrebten Vereinheitlichung des Tierseu- 
chenrechtes dient in dem vorliegenden Entwurf 
hauptsächlich die Neufassung des § 7 des Viehseu- 
chengesetzes (VG), indem die Zuständigkeit zum Er- 
laß der tierseuchenrechtlichen Einfuhrbestimmungen 
auf den Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten übertragen wird. Hierdurch wird 


es möglich sein, etwa 400 auf diesem Gebiet der 
staatlichen Tierseuchenbekämpfung bestehende — 
zum Teil voneinander abweichende — landesrecht- 
liche Einzelvorschriften durch einige Bundesverord- 
nungen zu ersetzen. Eine weitere Vereinheitlichung 
des Tierseuchenrechtes enthält der Entwurf in der 
vorgesehenen Ermächtigung zur einheitlichen Fest- 
I Setzung der Normen für die Anerkennung von Tie- 
ren und Tierbeständen als seuchenfrei. Dem in der 
158. Sitzung des Deutschen Bundestages vom 22. Ja- 
nuar 1965 zum Ausdruck gebrachten Anliegen, die 
Bekämpfung der Tierseuchen, insbesondere der 
Maul- und Klauenseuche, wirksam zu gestalten, 
i dient auch die in dem Entwurf vorgesehene Strei- 
chung des § 49 VG. Nach § 24 VG kann die Tötung 
der an einer Seuche erkrankten Tiere bereits jetzt 
angeordnet werden; diese Möglichkeit einer wirk- 
samen Tierseuchenbekämpfung wird bei der Maul- 
und Klauenseuche allerdings eingeengt durch § 49 
VG. Die Streichung dieses Paragraphen bot sich da- 
her im Interesse einer intensiveren Seuchenbekämp- 
fung an. Die Streichung der Worte „mit Ausnahme 
der Rinderpest" in § 1 Abs. 1 VG ermöglicht die 
Aufhebung des zur Bekämpfung dieser Tierseuche 
im Jahre 1869 erlassenen, heute veralteten und nicht 
mehr praktikablen Spezialgesetzes und der dazu 
ergangenen Durchführungsbestimmungen; dadurch 
wird erreicht, daß auch die Rinderpest nach den Vor- 
schriften des Viehseuchengesetzes bekämpft werden 
kann. 

Der Bundesrat hat in seiner 278. Sitzung am 
12. Februar 1965 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grund- 
gesetzes (GG) zu dem Gesetzentwurf Stellung ge- 
nommen. Von einigen Änderungswünschen abgese- 
hen, die der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 
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und Forsten angenommen hat, hat der Bundesrat 
Einwendungen gegen den Entwurf nicht erhoben. 

Im Verlaufe seiner Beratungen hat der Ausschuß 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten noch 
einige Änderungswünsche erörtert, die nach einhel- 
liger Meinung dazu beitragen, das Viehscuchenge- 
setz den derzeitigen Gegebenheiten in seuchen- 
hygienischer und rechtlicher Hinsicht noch mehr 
anzupassen. Bei der Prüfung des Vorschlages, in 
den Katalog der anzeigepflichtigen Tierseuchen ne- 
ben den offenen Formen der Tuberkulose künftig 
auch alle anderen Formen der Tuberkulose aufzu- 
nehmen, kam zum Ausdruck, daß durch diese Geset- 
zesänderung dem Tierbesitzer keine neuen wirt- 
schaftlichen Belastungen, insbesondere in bezug auf 
die Auszahlung eines Förderungszuschlages zum 
Milchauszahlungspreis, erwachsen dürfen. Der Aus- 
schuß vertrat die Auffassung, daß die Einführung 
der Anzeigepflicht für alle Formen der Tuberkulose, 
die zum Schutze der sanierten Rinderbestände not- 
wendig und im Zuge der EWG-Rechtsharmonisie- 
rung auch erforderlich ist, lediglich unter tierseuchen- 
rechHichen Aspekten zu sehen ist; sie darf sich für 
den Tierbesitzer nicht als zusätzliche wirtschaftliche 
F jnachteiligung auswirken. 

Der Ausschuß verabschiedete einstimmig den vor- 
liegenden Gesetzentwurf unter Berücksichtigung der 
vom Bundesrat beschlossenen Änderungsvorschläge 
sowie der im Laufe der Ausschußberatung einge- 
brachten weiteren Ergänzungs- bzw. Änderungs- 
anträge. 

11. Zu den einzelnen Bestimmungen 
Zu Artikel 1 Nr. 1 

Es wird auf die Ausführungen im allgemeinen Teil 
verwiesen. 

Zu Artikel 1 Nr. 1 a 

Während der Ausschußberatungen wurde der aus 
der anliegenden Zusammenstellung ersichtliche § 2 a 
VG als Nummer la eingefügt. Diese neue Bestim- 
mung zielt darauf ab, die Mitwirkung der Behörden 
der Zollverwaltung bei der Durchführung des Geset- 
zes und der dazu erlassenen Rechtsverordnungen 
festzulegen. Eine solche Regelung ist notwendig, da 
sich der Geltungsbereich des Viehscuchengesetzes 
nicht mit dem Zollgebiet deckt, jedoch die Einhal- 
tung von Verboten und Beschränkungen dieses Ge- 
setzes auch da sichergestellt sein muß, wo Zoll- 
grenze und Hoheitsgrenze auseinanderfallen. Da im 
Freihafen Hamburg keine Dienststelle der Bundes- 
zollverwaltung tätig ist, ist es notwendig, dem Frei- 
hafenamt die Überwachungsaufgaben übertragen zu 
können. Die Ermächtigung zum Erlaß einer Rechts- 
verordnung ist erforderlich, weil es nicht zweck- 
mäßig ist, die Einzelheiten des Überwachungsver- 
fahrens im Gesetz zu regeln. 

Zu Artikel 1 Nr. 2 

Nummer 2 enthält die wesentlichste Bestimmung 
des Gesetzentwurfs, nämlich die Übertragung der 
Zuständigkeit zum Erlaß tierseuchenrechtlicher Ein- 
fuhrvorschriften von den Ländern auf den Bund. 


Zu Artikel 1 Nr. 3 

Zur Angleichung an den Wortlaut des neu einge- 
fügten § 2a VG ist es erforderlich, in § 7b VG das 
Wort „Zollstcllen" durch das Wort „Zolldienst- 
stellen" zu ersetzen. 

Zu Artikel 1 Nr. 4 

Die hier vorgesehene Ermächtigung dient der An- 
passung der deutschen tierseuchenrechtlichen Vor- 
schriften an die Bestimmungen der Richtlinie des 
Rats der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft vom 
26. Juni 1964. 

Zu Artikel 1 Nr. 5 a 

Durch die neu eingefügte Nummer 5 a soll der 
Katalog der anzeigepflichtigen Tierseuchen in § 10 
VG derart abgewandelt werden, daß künftighin der 
Rotlauf der Schweine einschließlich des Nesselfie- 
bers (Backsteinblattern) nicht mehr der Anzeige- 
pflicht unterliegt und außer den offenen Formen der 
Tuberkulose auch für alle anderen Formen der Tu- 
berkulose des Rindes die Anzcigepflicht eingeführt 
wird. Diese Änderung des § 10 VG hielt der Aus- 
schuß für notwendig, da sich beim Rotlauf die Be- 
kämpfungsmöglichkeiten derart gewandelt haben, 
daß auf die Anzeigepflicht verzichtet werden kann. 
Angesichts der in der Bundesrepublik nahezu er- 
reichten Tuherkulosefreiheit der Rinderbestände ist 
es im Interesse einer restlosen Tilgung dieser Seuche 
erforderlich, die Anzeigepflicht nunmehr auf alle in 
§ 10 Abs. 1 Nr. 12 VG nicht genannten übrigen For- 
men der Tuberkulose auszudehnen; gleichzeitig wer- 
den damit auch die Bestimmungen der EWG-Richt- 
linie erfüllt. 

Zu Artikel 1 Nr. 5 b 

In § 1 1 Abs. 1 müssen hinter den Worten „daß die 
kranken und" das Komma und die Worte „abgese- 
hen von der Tuberkulose (§10 Abs. 1 Nr. 12)" sowie 
das Komma gestrichen werden als notwendige Folge 
aus der Einfügung der Nummer 13 in § 10 Abs. 1 
VG; angesichts der fortgeschrittenen Tuberkulose- 
sanierung der Rinderbestände ist es erforderlich, 
nach Anmeldung eines Seuchenverdachtes bei allen 
Formen der Tuberkulose gegebenenfalls Absonde- 
rung usw. anordnen zu können. 

Zu Artikel 1 Nr. 5 c 

Die Einfügung des § 17 a in das Viehseuchengesetz 
war seinerzeit insbesondere erforderlich, um die Be- 
kämpfung der Tuberkulose der Rinder und der Bru- 
cellose der Rinder, Schafe und Ziegen zu erleichtern. 
Beim damaligen Seuchenstand genügte es, daß 
nur Gemeinden, Kreise oder Teile solcher Gebiete 
zu Schutzgebieten erklärt werden konnten, weil 
größere seuchenfreie Gebiete nicht vorhanden wa- 
ren. Inzwischen ist die Tuberkulose des Rindes im 
Bundesgebiet getilgt, die Brucellose nahezu er- 
loschen. Es besteht daher das Bedürfnis, auch grö- 
ßere Gebiete, z. B. Regierungsbezirke oder gar Län- 
der zu Schutzgebieten zu erklären. Durch eine solche 
Regelung würde der Viehverkehr erleichtert, der 
zur Zeit durch eine große Anzahl von Schutzgebiets- 
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Verordnungen für räumlich eng begrenzte Gebiete 
erschwert oder gehemmt wird. Der Ausschuß be- 
schloß daher, in § 17 a Abs. 1 VG die Worte „Ge- 
meinden, Kreise oder Teile solcher" zu streichen. 

Zu Artikel 1 Nr. 6 

Die Vorschrift des Entwurfs enthält die Ermäch- 
tigung zur Festsetzung der Normen, bei deren Er- 
füllung ein Tier oder ein Viehbestand als frei von 
einer Seuche anzusehen ist bzw. als seuchenfrei amt- 
lich anerkannt werden kann. 

Zu Artikel 1 Nr. 6 a 

Der Ausschuß beschloß, den vom Bundesrat dem 
§ 18 VG angefügten Satz 2 durch folgenden Halbsatz 
zu ergänzen: „solche Tiere gelten als verdächtigt". 
Durch diese Ergänzung soll klargestellt werden, daß 
bei verbotswidrig cingeführten Tieren die Maßnah- 
men getroffen werden können, die in den §§ 19 ff. 
bei verdächtigen Tieren vorgesehen sind. Sie ent- 
spricht im übrigen den Überlegungen, die dem Vor- 
schlag der Bundesregierung auf Einfügung des § 8 a 
in das Viehseuchengesetz zugrunde lagen. (Ver- 
gleiche Begründung zu Artikel 1 Nr. 5 der Regie- 
rungsvorlage.) 

Zu Artikel 1 Nr. 7 

Auf die Ausführungen im allgemeinen Teil wird 
hingewiesen, 

Zu Artikel 1 Nr. 7 a 

§ 60 VG enthält spezielle Vorschriften zur staat- 
lichen Bekämpfung des Rotlaufs der Schweine ein- 
schließlich des Nesselfiebers (Backsteinblattern). Die 
staatliche Bekämpfung dieser Krankheit ist über- 
flüssig geworden, da der Rotlauf in all seinen Er- 
scheinungsformen durch mildere Maßnahmen an- 
derer Art beherrscht wird; aus diesem Grunde ist 
bereits in § 10 VG die Anzeigepflicht für Rotlauf der 
Schweine gestrichen worden. Der Ausschuß beschloß 
daher, in Abschnitt II Nummer 2 Buchstabe i des 
Viehseuchengesetzes die Überschrift und den § 60 
VG zu streichen. 


Zu Artikel 1 Nr. 8 

Diese Vorschrift dient der Anpassung des § 70 
Nr. 2 an die Neufassung des § 7. 

Zu Artikel 1 Nr. 9 

Diese Vorschrift sieht eine allgemeine Auskunfts- 
pflicht vor, die sich auf alle zur Durchführung des 
Viehseuchengesetzes erforderlichen Auskünfte be- 
zieht. Da die Einholung von Auskünften oft nicht 
möglich ist, ohne die Wohnung des Auskunftspflich- 
tigen zu betreten, ist es notwendig, insoweit das 
Grundrecht der ünverletzlichkeit der Wohnung (Ar- 
tikel 13 GG) einzuschränken. 

Zu Artikel 1 Nr. 10 bis 14 

Diese Bestimmungen dienen der Anpassung der 
Strafvorschriften. 

Zu Artikel 1 Nr. 16 

Hier berücksichtigte der Ausschuß die Anregung 
des Bundesrates; es wird in diesem Zusammenhang 
auf die Ausführungen im allgemeinen Teil zu § 80 
VG verwiesen. 

Zu Artikel 1 a 

Die Vorschriften des Vichscuchengesetzcs vom 
26. Juni 1909 sind wiederholt geändert worden. Im 
Interesse der Rechtssicherheit hält es der Ausschuß 
nunmehr für notwendig, dem Bundesminister für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten die Ermäch- 
tigung cinzuräumen, das Gesetz in der geltenden 
Fassung bekanntzugeben. Aus diesem Grunde soll 
nach Artikel 1 ein neuer Artikel 1 a eingefügt wer- 
den, der die entsprechende Ermächtigung für den 
Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten enthält. 

Namens des Anschusses für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten bitte ich das Hohe Haus, den Ge- 
setzentwurf in der vom Ausschuß beschlossenen 
Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 22. April 1965 


Dr. Pohlenz 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache IV/3203 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 22. April 1965 


Der Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


Bauknecht 

Vorsitzender 


Dr. Pohlenz 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Viehseuchengesetzes 

— Drucksache IV/3203 — 

mit den Beschlüssen des 19. Ausschusses 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Viehseuchengesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Das Viehseuchengesetz vom 26. Juni 1909 (Reichs- 
gesetzbl. S. 519), zuletzt geändert durch das Gesetz 
zur Änderung des Viehseuchengesetzes vom 
23. August 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 743), wird wie 
folgt geändert: 

1. In § 1 Abs. 1 werden das Komma und die Worte 
^ „mit Ausnahme der Rinderpest" gestrichen. 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Viehseuchengesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Viehseuchengesetz vom 26. Juni 1909 (Reichs- 
gesetzbl. S. 519), zuletzt geändert durch das Gesetz 
zur Änderung des Viehseuchengesetzes vom 
23. August 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 743), wird wie 
folgt geändert: 

1. unverändert 


la. Hinter § 2 wird folgender § 2 a eingefügt: 

♦ 

.,§ 2 a 

Der Bundesminister der Finanzen und die 
von ihm bestimmten Zolldienststellen wirken 
bei der Überwachung des Verbringens von le- 
benden und toten Tieren, Teilen von Tieren, tie- 
rischen Erzeugnissen, tierischen Rohstoffen so- 
wie sonstigen Gegenständen, die Träger von 
Ansteckungsstoff sein können, in, aus oder 
durch das Wirtschaftsgebiet sowie aus dem 
Wirtschaftsgebiet mit Für das Gebiet des 
Freihafens Hamburg kann der Bundesminister 
der Finanzen diese Aufgabe dem Freihafen- 
amt übertragen. § 18 a Abs. 2 des Gesetzes über 
die Finanzverwaltung vom 6. September 1950 
(Bundesgesetzbl. I S. 448), zuletzt geändert durch 
das Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die 
Finanzverwaltung, der Reichsabgabenordnung 
und anderer Steuergesetze vom 23. April 1963 
(Bundesgesetzbl. I S. 197), gilt entsprechend. Die 
vorstehend genannten Überwachungsbehörden 
können Sendungen der in Satz 1 genannten Art 
beim Eintritt in das Wirtschaftsgebiet zur Über- 
wachung der Einhaltung der dabei zu beachten- 
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Entwurf 


2. § 7 erhält folgende Fassung: 

.§ 7 

Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundes- 
rates, soweit es zum Schutz gegen die Gefahr 
der Einschleppung von übertragbaren Seuchen 
der Haustiere erforderlich ist, 

1. die Einfuhr oder Durchfuhr von lebenden 
und toten Tieren, von tierischen Erzeugnis- 
sen und Rohstoffen sowie von Gegenstän- 
den, die Träger von Ansteckungsstoff sein 
können, zu verbieten oder von einer Geneh- 
migung abhängig zu machen; 

2. vorzuschreiben, daß bei der Einfuhr oder 
Durchtuhr von lebenden und toten Tieren, 
von tierischen Erzeugnissen und Rohstoffen 
sowie von Gegenständen, die Träger von 
Ansteckungsstoff sein können, bestimmte 
veterinärpolizeiliche Voraussetzungen erfüllt 
sein müssen; 


3. vorzuschreiben, daß eingoführte lebende und 
tote Tiere, tierische Erzeugnisse und Roh- 
stoffe sowie Gegenstände, die Träger von 
Ansteckungsstoff sein können, nur zu be- 
stimmten Zwecken verwendet werden dürfen 
oder einer bestimmten Behandlung zu unter- 
ziehen sind. 


In der Rechtsverordnung kann die Beibringung 
von Ursprungs- und Gesundheitszeugnissen, die 
amtstierärztliche Untersuchung und die amtliche 
Beobachtung vorgeschrieben sowie die Zustän- 
digkeit und das Verfahren einschließlich der 
Untersuchung geregelt werden. 

Bei Gefahr im Verzüge kann der Bundes- 
minister für Ernährung, Landwirtschaft und For- 
sten Rechtsverordnungen nach Absatz 1 ohne 
Zustimmung des Bundesrates erlassen; sie tre- 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 

den veterinärpolizeilichen Bestimmungen anhal- 
ten. 

Der Bundesminister für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten regelt im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister der Finanzen durch 
Rechtsverordnung die Einzelheiten des Verfah- 
rens zur Überwachung nach Absatz 1. Er kann 
dabei insbesondere Pflichten zu Anzeigen, An- 
meldungen, Auskünften und zur Leistung von 
Hilfsdiensten sowie zur Duldung der Einsicht- 
nahme in Geschäftspapiere und sonstige Unter- 
lagen und zur Duldung von Besichtigungen und 
von Entnahmen unentgeltlicher Muster und Pro- 
ben vorsehen2‘ 

2. § 7 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 7 

Der Bundesminister für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundes- 
rates zum Schutze gegen die Gefahr der Ein- 
schleppung von Seuchen, die auf Haustiere 
übertragbar sind, 

1. die Einfuhr oder Durchfuhr von leben- 
den und toten Tieren, Teilen von Tie- 
ren, tierischen Erzeugnissen, tierischen 
Rohstoffen sowie sonstigen Gegen- 
ständen, die Träger von Ansteckungs- 
stoff sein können, 

a) zu verbieten, zu beschränken oder 
von einer Genehmigung abhängig 
zu machen und 

b) mit bestimmten veterinärpolizei- 
lichen Bedingungen oder Auflagen 
zu verbinden, insbesondere die 
Beibringung von Ursprungs- und 
Gesundheitszeugnissen, die amts- 
tierärztliche Untersuchung und die 
amtliche Beobachtung vorzuschrei- 
ben; 

2. zu bestimmen, daß eingeführte lebende 
und tote Tiere, Teile von Tieren, tie- 
rische Erzeugnisse, tierische Rohstoffe 
sowie sonstige Gegenstände, die Trä- 
ger von Ansteckungsstoff sein können, 
nur zu bestimmten Zwecken verwen- 
det werden dürfen oder einer be- 
stimmten Behandlung zu unterziehen 
sind; 

3. die Zuständigkeiten und das Verfah- 
ren einschließlich der Untersuchung zu 

regeln. 


Bei Gefahr im Verzüge kann der Bundes- 
minister für Ernährung, Landwirtschaft und For- 
sten Rechtsverordnungen nach Absatz 1 ohne 
Zustimmung des Bundesrates erlassen; sie tre- 
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Entwurf 

ten ispätestens sechs Monate nach ihrem Inkraft- 
treten außer Kraft. Ihre Geltungsdauer kann nur 
mit Zustimmung des Bundesrates verlängert 
werden. 

Die Landesregierungen werden ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung zur Erleichterung des 
kleinen Grenzverkehrs einschließlich des Grenz- 
weideverkehrs Ausnahmen von den Vorschrif- 
ten der auf Grund des Absatzes 1 erlassenen 
Rechtsverordnungen zuzulassen, soweit diese 
Rechts Verordnungen Ausnahmen nicht aus- 
drücklich ausschließen und eine Einschleppung 
von übertragbaren Seuchen der Haustiere nicht 
zu befürchten ist. Sie können diese Ermächti- 
gung durch Rechtsverordnung auf oberste Lan- 
desbehörden übertragen." 


3. Hinter § 7 werden folgende §§ 7 a bis 7 c einge- 
fügt: 

«§7a 

Einfuhr im Sinne dieses Gesetzes ist das 
Verbringen aus fremden Wirtschaftsgebieten in 
das Wirtschaftsgebiet (§ 4 Abs. 1 Nr. 1 und 2 
des Außenwirtschaftsgesetzes vom 28. April 
1961 — Bundasgesetzbl. I S. 481 — , zuletzt ge- 
ändert durch das Durchführungsgesetz EWG 
Milch und Milcherzeugnisse vom 28. Oktober 
1964 — Bundesgesetzbl. I S. 821 — ). Als Einfuhr 
gilt nicht das zollamtlich zulässige Verbringen 
von der Grenze bis zur Grenzzollstelle zum 
Zwecke der Gestellung, ausgenommen das Ver- 
bringen in Zollfreigebiete. 

Durchfuhr im Sinne dieses Gesetzes ist die 
Beförderung unter zollamtlicher Überwachung 
ohne Umladung und Zwischenlagerung aus 
fremden Wirtschaftsgebieten durch das Wirt- 
schaftsgebiet. 

§ 7ib 

Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten gibt im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister der Finanzen im Bundes- 
anzeiger die Zollstellen bekannt, bei denen 
lebende und tote Tiere, tierisdie Erzeugnisse 
und Rohstoffe sowie Gegenstände, die Träger 
von Ansteckungsstoff sein können, zur Einfuhr 
oder Durchfuhr abgefertigt werden, wenn die 
Einfuhr oder die Durchfuhr durch Rechtsverord- 
nung nach § 7 Abs. 1 oder 2 geregelt ist. 


§ 7c 

Besteht wegen des Auftretens einer übertrag- 
baren Seuche der Haustiere im angrenzenden 
Ausland die Gefahr, daß Ansteckungsstoff ein- 
geschleppt wird, so kann zur Verhütung der 
Weiterverbreitung des Ansteckungsstoffes im 
Zollgrenzbezirk 


Beschlüsse des l9. Ausschusses 

ten spätestens sechs Monate nach ihrem Inkraft- 
treten außer Kraft. Ihre Geltungsdauer kann nur 
mit Zustimmung des Bundesrates verlängert 
werden. 

Die Landesregierungen werden ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung zur Erleichterung des 
kleinen Grenzverkehrs einschließlich des Grenz- 
weideverkehrs von den Vorschriften der 
nach Absatz 1 erlassenen Rechtsverordnungen 
abweichende Regelungen zu treffen, soweit dies 
durch die Rechtsverordnungen nach Absatz 1 
nicht ausdrücklich ausgeschlossen und eine Ein- 
schleppung von Seuchen, die auf Haustiere 
übertragbar sind, nicht zu befürchten ist. Die 
Landesregierungen können diese Ermächtigung 
durch Rechtsverordnung auf andere Stellen 
übertragen." 


3. Hinter § 7 werden folgende §§ 7 a bis 7 c ein- 
^ eingefügt: 

.§ 7 a 

Einfuhr im Sinne des Abschnitts I dieses 
Gesetzes ist das Verbringen aus fremden Wirt- 
schaftsgebieten in das Wirtschaftsgebiet (§ 4 
Abs. 1 Nr. 1 und 2 des Außenwirtschaftsgesetzes 
vom 28. April 1961 - — Bundesgesetzbl. I 

S. 481 - — , zuletzt geändert durch das Durchfüh- 
rungsgesetz EWG Milch und Milcherzeugnisse 
vom 28. Oktober 1964 — Bundesgesetzbl. I 
S. 821). 


Durchfuhr im Sinne des Abschnitts I dieses 
Gesetzes ist die Beförderung unter zollamt- 
licher Überwachung ohne Umladung und Zwi- 
schenlagerung aus fremden Wirtschaftsgebieten 
durch das Wirtschaftsgebiet. 

§ 7b 

Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten gibt im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister der Finanzen im Bundes- 
anzeiger die Zolldienststellen bekannt, bei de- 
nen lebende und tote Tiere, Teile von Tieren, 
tierische Erzeugnisse, tierische Rohstoffe sowie 
sonstige Gegenstände die Träger von Anstek- 
kungsstoff sein können, zur Einfuhr oder Durch- 
fuhr abgefertigt werden, wenn die Einfuhr oder 
die Durchfuhr durch Rechtsverordnung nach § 7 
Abs. 1 oder 2 geregelt ist. 

§ 7c 

Besteht wegen des Auftretens einer über- 
tragbaren Seuche der Haustiere im angrenzen- 
den Ausland die Gefahr, daß Ansteckungsstoff 
eingeschleppt wird, so können die Landesregie- 
rungen zur Verhütung der Weiterverbreitung 
des Ansteckungsstoffes im Zollgrenzbezirk 
durch Rechtsverordnung 
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Entwurf 

1. die Benutzung, Verwertung oder der 
Transport von lebenden und toten Tieren, 
von tierischen Erzeugnissen und Rohstof- 
fen sowie von Gegenständen, die Träger 
von Anstedcungsstoff sein können, verbo- 
ten, von einer Genehmigung abhängig ge- 
macht oder beschränkt und 


2. die Untersuchung und Erfassung des vor- . 
handenen Viehbestandes sowie eine regel- 
mäßige Kontrolle über den Ab- und Zu- 
gang von Tieren angeordnet werden, 

Maßregeln nach Absatz 1 dürfen nur ange- 
ordnet werden, wenn und solange gegenüber 
dem angrenzenden Ausland auf Grund von § 7 
Abs. 1 oder 2 die Einfuhr geregelt ist." 


4. § 8 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 8 

Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundes- 
rates die Vorschriften zu erlassen, die zur 
Durchführung der Richtlinie des Rate:» ^er Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft vom 26. J’mi 
1964 zur Regelung viehseuchenrechtlicher Fra- 
gen beim innergemeinschaftlichen Handelsver- 
kehr mit Rindern und Schweinen (Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften Nr. 121 vom 
29. Juli 1964 S. 1977) sowie der zur Durchfüh- 
rung dieser Richtlinie ergangenen Richtlinien 
’ erforderlich sind," 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 

1. die Benutzung, Verwertung oder den 
Transport von lebenden und toten Tie- 
ren, Teilen von Tieren, tierischen Erzeug- 
nissen, tierischen Rohstoffen sowie sonsti- 
gen Gegenständen, die Träger von An- 
steckungsstoff sein können, verbieten, 
beschränken oder von einer Genehmigung 
abhängig machen und 

2. die Untersuchung und Erfassung des vor- 
handenen Viehbestandes sowie eine regel- 
mäßige Kontrolle über den Ab- und Zu- 
gang von Tieren anordnen. 

Maßregeln nach Absatz 1 dürfen nur angeordnet 
werden, wenn und solange gegenüber dem an- 
grenzenden Ausland auf Grund von § 7 Abs. 1 
oder 2 die Einfuhr geregelt ist. v 

Die Landesregierungen können ihre Befug- 
nisse nach Absatz 1 durch Rechtsverordnung 
auf andere Stellen übertragen." 


5. Hinter § 8 wird folgender § 8a eingefügt: Nummer 5 entfällt 

„§ 8 a 

Die zuständige Behörde kann gegen Tiere, die 
entgegen einem nach § 7 Abs. 1 oder 2 erlas- 
senen Verbot oder ohne die nach einer Rechts- 
verordnung auf Grund des § 7 Abs. 1 oder 2 er- 
forderliche Genehmigung eingeführt worden 
sind, die Maßregeln anordnen, die bei den in 
Betracht kommenden Viehseuchen gegen der 
Ansteckung verdächtige Tiere zulässig sind.“ 


5a. § 10 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Nummer 10 wird gestrichen. 

b) Hinter Nummer 12 wird folgende Nummer 13 
eingefügt: 

„13. Tuberkulose des Rindes außer den Fäl- 
len der Nummer 12.“ 


8 



Deutscher Bundestag — - 4. Wahlperiode 


Drucksache IV/3320 


Entwurf 


6. In § 17 werden hinter Nummer 19 folgende 
Nummern 20, 21 und 22 eingefügt: 


„20. Festsetzung der Voraussetzungen, bei de- 
ren Vorliegen ein Tier oder ein Viehbe- 
stand im Sinne dieses Gesetzes als frei 
von einer Seuche anzusehen sind; 

21. amtliche Anerkennung eines Viehbestan- 
des im Sinne dieses Gesetzes als frei von 
einer Seuche; i?egeiung des Verfahrens der 
amtlichen Anerkennung, der mit der An- 
erkennung verbundenen Auflagen und 
Überwachung sowie der Voraussetzungen 
des Widerrufs der amtlichen Anerken- 
nung; 

22. Festsetzung der Voraussetzungen, bei de- 
ren Vorliegen ein Gebiet im Sinne dieses 
Gesetzes als seuchenfrei anzusehen ist." 


7. § 49 wird gestrichen. 

♦ 


8. § 70 Nr. 2 erhält folgende Fassung: 

„2. für Tiere, die entgegen den Vorschriften 
des § 6 oder einer Rechtsverordnung nach 
§ 7 Abs. 1 oder 2 eingeführt worden sind;" 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 

5b. In § 11 Abs. 1 werden hinter den Worten „daß 
^ die kranken und" das Komma und die Worte 
„abgesehen von der Tuberkulose (§ 10 Abs. 1 
Nr. 12)" sowie das Komma gestrichen. 


5c. In § 17 a Abs. 1 werden die Worte „Gemeinden, 
^ Kreise oder Teile solcher" gestrichen. 


6. Hinter § 17 a wird folgender § 17 b eingefügt: 

♦ 

,.§ 17 b 

Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundes- 
rates zum Schutze gegen die ständige Gefähr- 
dung der Viehbestände durch Viehseuchen 

1. die Voraussetzungen zu bestimmen, unter 
denen ein Tier oder ein Viehbestand als 
frei von einer Seuche anzusehen sind; 

2. die amtliche Anerkennung eines Vieh- 
bestandes als frei von einer Seudie, das 
Verfahren der amtlichen Anerkennung, 
die mit der Anerkennung verbundenen 
Auflagen und die Überwachung sowie die 
Voraussetzungen des Widerrufs der amt- 
lichen Anerkennung zu regeln; 

3. die Voraussetzungen zu bestimmen, unter 
denen ein Gebiet als seuchenfrei anzu- 
sehen ist." 


6a. Dem § 18 wird folgender Satz 2 angefügt: 

♦ 

„Diese Maßregeln können im Einzelfall auch 
angeordnet werden, wenn bei der Einfuhr oder 
Durchfuhr von Tieren gegen eine nach § 7 Abs. 1 
oder 2 erlassene Vorschrift verstoßen worden 
ist; solche Tiere gelten als verdächtig." 


7. unverändert 


7a. In Abschnitt II Nummer 2 Buchstabe i werden 
^ die Überschrift und § 60 gestrichen. 


8. In § 70 wird hinter Nummer 2 folgende Num- 
^ mer 2 a eingefügt: 

„2a. für Tiere, die entgegen den Vorschriften 
einer Rechtsverordnung nach § 7 Abs. 1 
oder 2 eingeführt worden sind;". 
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Entwurf 

9. Hinter Abschnitt II wird folgender neuer Ab- 
^ schnitt II a eingefügt: 

„11 a 

Allgemeine Auskunftspflicht 
§ 73 a 

Soweit es zur Verhütung, Ermittlung und Be- 
kämpfung übertragbarer Seuchen der Haus- 
tiere notwendig ist, kann die zuständige Be- 
hörde Auskünfte verlangen sowie geschäftliche 
Unterlagen einsehen und prüfen. 

Personen, die von der zuständigen Behörde 
beauftragt worden sind, Auskünfte zu verlan- 
gen, geschäftliche Unterlagen einzusehen und 
zu prüfen, dürfen Grundstücke, Wirtschaftsge- 
bäude, Geschäfts- und Lagerräume sowie 
Wohnräume, in denen Tiere gehalten werden, 
betreten. 

Die Eigentümer, Besitzer, Nutzungsberechtig- 
ten und deren Vertreter sowie die Betriebsinha- 
ber und deren Vertreter sind verpflichtet, 
Auskünfte zu erteilen, die geschäftlichen Unter- 
lagen vorzulegen und ihre Einsichtnahme und 
Prüfung sowie das Betreten von Grundstücken, 
Wirtschaftsgebäuden, Geschäfts- und Lager- 
räumen sowie Wohnräumen, in denen Tiere ge- 
halten werden, zu dulden. Das Grundrecht der 
Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 des 
Grundgesetzes) wird insoweit eingeschränkt. 

Der zur Erteilung einer Auskunft Verpflich- 
tete kann die Auskunft auf solche Fragen ver- 
weigern, deren Beantwortung ihn selbst oder 
einen der in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivil- 
prozeßordnung bezeichneten Angehörigen der 
Gefahr strafgerichtlicher Verfolgung oder eines 
Verfahrens nach dem Gesetz über Ordnungs- 
widrigkeiten aussetzen würde," 

10. § 74 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 werden vor dem Wort „zuwi- 
derhandelt" die Worte eingefügt „oder einer 
auf Grund des § 7 Abs. 1 oder 2 oder des 
§ 8 erlassenen Rechtsverodnung, soweit sie 
für einen bestimmten Tatbestand auf diese 
Strafvorschrift verweist,". 

b) In Nummer 3 werden die Worte „§ 7 Abs. 1" 
durch die Worte „§ 7 c Abs. 1" ersetzt. 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 
9. unverändert 


10. § 74 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Nummer 1 werden vor dem Wort „zuwi- 
derhandelt" die Worte eingefügt „oder einer 
auf Grund des § 7 Abs. 1 oder 2, § 7 c Abs. 1 
oder des § 8 erlassenen Rechtsverordnung, 
soweit sie für einen bestimmten Tatbestand 
auf diese Strafvorschrift verweist,". 

b) In Nummer 3 werden die Worte „§ 7 Abs. 1" 

gestrichen. 


c) In Nummer 5 wird der Punkt durch einen c) unverändert 

Strichpunkt ersetzt. 

d) Hinter Nummer 5 wird folgende Nummer 6 d) unverändert 

eingefügt: 

„6. wer vorsätzlich einer Anordnung zuwi- 
derhandelt, die von der zuständigen Be- 
hörde auf Grund des § 7 Abs. 1 in der 
vor Inkrafttreten dieser Strafvorschrift 
geltenden Fassung erlassen worden ist." 
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Entwurf 

11. Hinter § 74 wird folgender § 74 a eingefügt: 

♦ 

„§ 74 a 

Wer ein fremdes Geheimnis, namentlich ein 
Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, das ihm in 
seiner Eigenschaft als Angehöriger oder Beauf- 
tragter einer mit Aufgaben auf Grund dieses 
Gesetzes betrauten Behörde bekanntgeworden 
ist, unbefugt offenbart, wird mit Gefängnis bis 
zu einem Jahr und mit Geldstrafe oder mit 
einer dieser Strafen bestraft. 

Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der 
Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern 
oder einen anderen zu schädigen, so ist die 
Strafe Gefängnis bis zu zwei Jahren; daneben 
kann auf Geldstrafe erkannt werden. Ebenso 
wird bestraft, wer ein fremdes Geheimnis, na- 
mentlich ein Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, 
das ihm unter den Voraussetzungen des Absat- 
zes 1 bekanntgeworden ist, unbefugt verwertet. 

Die Tat wird nur auf Antrag des Verletzten 
verfolgt." 


12. In § 75 Abs. 1 werden die Worte „nicht unter 
^ einer Woche" gestrichen. 


13. In § 76 Nr. 1 werden hinter der Zahl „3" ein 
^ Komma und die Zahl „6" eingefügt. 


14. In § 77 Abs. 1 werden die Worte „gegen die auf 
^ Grund des § 7 Abs. 1 getroffenen Anordnungen" 
durch die Worte „einer auf Grund des § 7 Abs. 
1 oder 2 erlassenen Rechtsverordnung" ersetzt. 


15. In § 78 werden die Zahl „7" und das Komma 
^ gestrichen. 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 
11. unverändert 


12. unverändert 


13. unverändert 


14. unverändert 


15. unverändert 


16. § 80 erhält folgende Fassung: 

♦ 

,.§ 80 

Die Anfechtung einer Anordnung 

1. der Einsperrung und Absonderung er- 
krankter oder verdächtiger Tiere (§ 11 
Abs. 1 und 2 und § 19 Abs. 1), 

2. von Maßnahmen diagnostischer Art bei 
Tieren (§ 11 Abs. 1, §§ 12, 23 und 29), 

3. der Tötung von Tieren (§§ 24, 25, 39, 42, 
44, 51 und 61), 

4. der unschädlichen Beseitigung im Sinne 
der §§ 26, 34, 45 und 61 

hat keine aufschiebende Wirkung.“ 
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Entwurf Beschlüssedes 19. Ausschusses 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlas- 
sen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Uberleitungsgesetzes. 


Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Ausnahme des Arti- 
kels 1 Nr. 1 am Tage nach seiner Verkündung in 
Kraft. 

(2) Artikel 1 Nr. 1 tritt sechs Monate nach der 
Verkündung dieses Gesetzes in Kraft. Gleichzeitig 
treten außer Kraft 

1. das Gesetz, Maßregeln gegen die Rinder- 
pest betreffend, vom 7. April 1869 (Bun- 
desgesetzbl. S. 105), 

2. das Gesetz, betreffend Zuwiderhandlungen 
gegen die zur Abwehr der Rinderpest er- 
lassenen Vieh-Einfuhrverbote vom 21. Mai 
1878 (Reichsgesetzbl. S. 95), 

3. die revidierte Instruktion zu dem Gesetz 
vom 7. April 1869, Maßregeln gegen die 
Rinderpest betreffend, vom 9. Juni 1873 
(Reichsgesetzbl. S. 147). 


Artikel la 

Der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten wird ermächtigt, den Wortlaut des Vieh- 
seuchengesetzes in der neuen Fassung bekanntzu- 
machen und Unstimmigkeiten des Wortlauts zu be- 
seitigen. 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund des Viehseuchen- 
gesetzes oder auf Grund dieses Gesetzes erlassen 
werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Uberleitungsgesetzes. 


Artikel 3 
(1) unverändert 


(2) Artikel 1 Nr. 1 tritt am 1. Juli 1966 in Kraft. 
Gleichzeitig treten außer Kraft 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. unverändert 
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